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Bekanntmachung der Regierung von Niederbayern 

Energiecoaching_Plus für Gemeinden; 
Auftrag für eine freiberufliche Leistung; 

Aufforderung zur Angebotsabgabe 

Öffentlicher Auftraggeber 

Regierung von Niederbayern 

Kontakt: Laura Kehl 
Energiereferentin 

Tel.: 
E-Mail: 

Verwaltungsgebäude am Münchner Tor 
Innere Münchener Straße 2 
84028 Landshut 

0871 /808-1361 
Energiewende @reg-nb.bayern.de 

Auftragsgegenstand 

Beschreibung des Auftrags 
Die Regierung von Niederbayern beabsichtigt, für die Jahre 
2021 /22 im Rahmen des Projekts „Energiecoaching_Plus in 
Niederbayern" etwa 8 Gemeinden in Niederbayern von ei­
nem Energiecoach beraten zu lassen. 
Die Auswahl der zu coachenden Kommunen erfolgt durch 
die Regierung von Niederbayern. Der Vertrag wird zwi­
schen der Regierung von Niederbayern und dem Coach ge­
schlossen. Die Vergütung erfolgt durch die Regierung von 
Niederbayern. 

Ziel des Energiecoachings ist eine schwerpunktbezogene 
Beratung von Kommunen und Unterstützung der aktiven 
Beteiligung der Gemeinden an der Umsetzung der Energie­
wende. 

Vom Energiecoach wird erwartet: 

o Kontaktaufnahme mit der Gemeindeverwaltung und 
Erstgespräch 

o Durchführung von schwerpunktbezogenen Aktivitäten: 

► Maßnahmen zur Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
im Energiebereich sowie Maßnahmen zur Modera­
tion von Akteurs- und Bürgerbeteiligungsveranstal­
tungen für lokale Energieprojekte 

► Beratung bei der energetischen Sanierung und Op­
timierung kommunaler Liegenschaften 

► Unterstützung bei der Implementierung oder Fort­
führung eines kommunalen Energiemanagements 
(KEM) 

► Unterstützung bei der Beantragung von Fördermit­
teln zur Umsetzung der Energiewende vor Ort 

► Schulung von Gebäudeverantwortlichen 
(Nutzer-/Hausmeisterschulung) 

► Unterstützung bei Maßnahmen im Bereich der 
energieeffizienten und klimafreundlichen Mobilität 

► Objekt- bzw. maßnahmenbezogene Wirtschaftlich­
keits- bzw. Machbarkeitsstudien 

o Abschlussbericht im Gemeinderat (mündlicher Vortrag 
und schriftliches Ergebnis) 

HERAUSGEBER, VERLAG und DRUCK: 
Regierung von Niederbayern, Postfach, 84023 Landshut, Tel. (08 71) 8 08 • 01 

ERSCHEINUNGSWEISE und BEZUGSBEDINGUNGEN: 
Erscheint 3-wöchentlich. Abonnement durch den Herausgeber. Preis halbjährlich 
25,00 Euro. 
Einzelnummer 3,00 Euro zuzüglich Versandkosten. Der Bezug des Amtsblattes 
kann 4 Wochen vor dem 30.06. oder 31.12. eines jeden Jahres gekündigt werden. 
Einzelhefte nur durch den Herausgeber. 
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§2 
Zusammenarbeit, Bauanträge 

'Die Parteien werden alle diese Zweckvereinbarung be­
treffenden Fragen miteinander abstimmen. 2Die Stadt ver­
pflichtet sich insbesondere, der Gemeinde sämtliche Bau­
anträge vorzulegen bzw. durch den Bauwerber vorlegen zu 
lassen, die eine bauliche Veränderung auf den in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Grundstücken betreffen. 3Sie ver­
pflichtet sich, bei Weiterleitung der Bauanträge die Stellung­
nahme der Stadt mit vorzulegen. 

§3 
Wirksamkeitsvoraussetzungen, 

Laufzeit und Beendigung 

(1) 'Diese Zweckvereinbarung bedarf der Zustimmung 
des Gemeinderates der Gemeinde und des Stadtrates der 
Stadt. 2Sie bedarf ferner der Genehmigung der Regierung 
von Niederbayern als Aufsichtsbehörde (Art. 12 Abs. 2 
i. V. m. 52 Abs. 1 Nr. 2 KommZG). 

(2) Diese Zweckvereinbarung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung von Nieder­
bayern in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(3) 'Eine ordentliche Kündigung kann nur unter Einhal­
tung einer Frist von einem Jahr, jeweils zum 31. Dezember 
eines Jahres, erfolgen. 2Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung aus wichtigem Grund (Art. 14 Abs. 3 
Satz 2 KommZG) bleibt unberührt. 3Die Kündigung bedarf 
der Schrifttorm. 

(4) Wird die Zweckvereinbarung aufgehoben, so haben 
die Beteiligten eine einvernehmliche Regelung zu treffen, 
die eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung der be­
troffenen Grundstücke gewährleistet. 

§4 
Schlussbestimmungen 

( 1) Soweit diese Zweckvereinbarung keine Regelungen 
enthält, gelten die Bestimmungen des KommZG. 

(2) 'Sollten sich während der Laufzeit dieser Vereinba­
rung die wirtschaftlichen, technischen oder rechtlichen Ver­
hältnisse oder Grundlagen, auf denen diese Vereinbarung 
beruht, gegenüber dem Stand bei Vertragsabschluss so 
wesentlich ändern , dass Leistungen und Gegenleistungen 
in keinem angemessenen Verhältnis mehr zueinanderste­
hen, so ist die Zweckvereinbarung den veränderten Verhält­
nissen anzupassen. 21st eine Anpassung nicht möglich, so 
steht den Vertragspartnern ein außerordentliches Kündi­
gungsrecht mit angemessener Kündigungsfrist zu. 3Sons­
tige Änderungen, die für die Fortführung der Vereinbarung 
von Bedeutung sind (Ansprechpartner etc.) teilen sich die 
Parteien unverzüglich mit. 

(3) 'Sollten einzelne Bestimmungen dieser Zweckver­
einbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder nach 
Abschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt 
davon die Wirksamkeit dieser Vereinbarung im Übrigen un­
berührt. 2An die Stelle der unwirksamen oder undurchführ­
baren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführ­
bare Regelung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die die Parteien mit der 
unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt 
haben. 3Die vorstehenden Bestimmungen gelten entspre­
chend für den Fall, dass sich die Zweckvereinbarung als lü­
ckenhaft erweist. 

(4) 'Die Parteien stimmen der Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten zu, soweit 
und solange dies zur Begründung, Durchführung oder Be­
endigung dieses Vertragsverhältnisses notwendig ist. 2Für 
darüberhinausgehende Zwecke der Datenerhebung, 
-verarbeitung und -nutzung ist die gesonderte Einwilligung 
der betroffenen Partei erforderlich, sofern nicht eine wirk­
same Rechtsvorschrift (z. B. BayDSG, BDSG o.a.) dies er­
laubt oder anordnet. 

(5) 'Bei Streitigkeiten über Recht und Pflichten aus die­
ser Zweckvereinbarung soll zunächst versucht werden , 
eine gütliche Einigung zu treffen. 2Kann eine Einigung nicht 
herbeigeführt werden, ist die Regierung von Niederbayern 
zur Schlichtung der Streitigkeiten anzurufen. 3Die vorherige 
Einschaltung der vorgenannten Schlichtungsstelle ist zwin­
gende Voraussetzung für die Beschreitung des Rechtswe­
ges. 

(6) 'Jeder Vertragspartner erhält nach Genehmigung 
dieser Vereinbarung durch die Regierung von Niederbayern 
jeweils eine Ausfertigung. Änderungen und Ergänzungen 
dieser Vereinbarung bedürfen einer schriftlichen Bestäti­
gung durch beide Parteien. 2Dies gilt auch für Vereinbarun­
gen, durch die das Schriftformerfordernis im Einzelfall oder 
generell für die Zukunft aufgehoben werden soll. 3Mündliche 
Nebenabreden existieren nicht. 

(7) Als Anlagen diesem Vertrag beigefügt und wesentli­
che Vertragsbestandteile sind: 
• Anlage: Lageplan 

12-1444.2-1-9 

Landshut, 29. Juli 2021 
STADT LANDSHUT 

Alexander Putz 
Oberbürgermeister 

Bruckberg 
GEMEINDE BRUCKBERG 

Rudolf Radlmeier 
Erster Bürgermeister 

Bekanntmachung 
der Änderung der Verbandssatzung 

des Wasserzweckverbandes Straubing-Land 
vom 31. August 2021 

Der Wasserzweckverband Straubing-Land hat in der Ver­
bandsversammlung vom 22. Juli 2021 eine Änderung der 
Verbandssatzung beschlossen. 

Die nach Art. 48 Abs. 1 Abs . 1 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Kommunale Zusammenarbeit - KommZG - erfor­
derliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde hat die Regie­
rung von Niederbayern mit Schreiben vom 
30. Juli 2021 erteilt. 
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Gemäß Art. 48 Abs. 3 i.V.m. Art. 21 KommZG werden die 
Änderungssatzung und ihre Genehmigung nachstehend 
bekanntgemacht. 

Landshut, 31 . August 2021 
REGIERUNG VON NIEDERBAYERN 

Dr. Helmut Graf 
Regierungsvizepräsident 

1. 

Genehmigung 

'Die Verbandsversammlung des Wasserzweckverban­
des Straubing-Land hat mit Einverständnis der Gemeinde 
Straßkirchen am 22. Juli 2021 eine Änderung der Ver­
bandssatzung beschlossen. 2Die Änderung wird gemäß Art. 
48 Abs. 1 Nr. 1 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. 

II. 

1. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 
des Wasserzweckverbandes Straubing-Land 

vom 6. August 2021 

Der Wasserzweckverband Straubing-Land erlässt auf 
Grund Art. 20 und 44 des Gesetzes über die Kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) folgende 

1. Satzung 
zur Änderung der Verbandssatzung 

§1 

Die Verbandssatzung des Wasserzweckverband 
Straubing-Land vom 6. April 2020 (Amtsblatt der Regierung 
von Niederbayern Nr. 8 vom 30. April 2020) wird wie folgt 
geändert: 

§ 3 Nummer 15 erhält folgende Fassung: 

,,15. Gemeinde Straßkirchen: 
Das Gebiet der gesamten Gemeinde ohne den Ge­
meindeteil Gänsdorf." 

§2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der öffent­
lichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung von 
Niederbayern in Kraft . 

Straubing, 6. August 2021 
WASSERZWECKVERBAND STRAUBING-LAND 

Alfons Neumeier 
Verbandsvorsitzender 

Bekanntmachung der 
Nachtragshaushaltssatzung 

des Berufsschulverbandes Straubing-Bogen 
für das Haushaltsjahr 2021 

1. 

Auf Grund der Art. 26 Abs. 1 und 40 des Gesetzes über 
die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 63 ff. 
der Gemeindeordnung (GO) hat die Verbandsversammlung 
des Berufsschulverbandes Straubing-Bogen folgende 
Nachtragshaushaltssatzung erlassen, die hiermit gemäß 
Art. 24 Abs. 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO bekannt ge­
macht wird: 

§1 

(1) Der als Anlage beigefügte Nachtragshaushaltsplan 
wird hiermit festgesetzt; dadurch werden 

erhöht vermin- und damit der Gesamt-
um dert um betrag des Haushaltsplans 
Euro Euro einschl. der Nachträge 

gegenüber auf 
bisher Euro nunmehr 

Euro 
verändert 

a) 
im 
Verwaltungs· 
haushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben 

b) 
im 
Vermögens-
haushalt 
die Einnahmen 864.000 6.028.028 6.892.028 
die Ausoaben 864.000 6.028.028 6.892.028 

(2) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen nicht 
gedeckten Bedarfs des Haushaltsjahres 2021 , der nach 
§ 18 der Verbandssatzung nach Maßgabe der Schülerzahl 
auf die Verbandsmitglieder umzulegen ist, bleibt unverän­
dert. 

(3) ' Am Stichtag 20. Oktober 2020 (§ 18 Abs. 2 der Ver­
bandssatzung) wurden die Schulen des Verbandes von ins­
gesamt 2.314 Schülern aus der Stadt Straubing und aus 
dem Landkreis Straubing-Bogen besucht. 

2Der Beitragsanteil für einen Schüler bleibt unverändert. 

(4) Die Anteile an der Umlage, welche auf die einzelnen 
Verbandsmitglieder treffen , bleiben unverändert. 

§2 

Eine Kreditaufnahme ist weiterhin nicht vorgesehen . 

§3 

Verpflichtungsermächtigungen werden unverändert in 
Höhe von insgesamt 17.570.000 € festgesetzt. 

§4 
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Kommunalverwaltung 

Bekanntmachung 
der Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Wasserzweckverbandes Straubing-Land 

vom 1. Oktober 2024; Az. 12-1444.2-1-18 

Der Wasserzweckverband Straubing-Land hat in der Verbandsversammlung am 20. Juni 2024 eine 
Änderung der Verbandssatzung beschlossen. 

Gemäß Art. 48 Abs. 3 des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit wird die Satzung zur Ände-

rung der Verbandssatzung nachstehend bekannt gemacht. 

Landshut, 1. Oktober 2024 
REGIERUNG VON NIEDERBAYERN 

Rainer Haselbeck 
Regierungspräsident 

2. Änderung der Verbandssatzung 

Der Wasserzweckverband Straubing-Land erlässt auf Grund Art. 20 und 44 des Gesetzes über die 

kommunale Zusammenarbeit (KommZG) folgende 

2. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung 

§ 1 

Die Verbandssatzung des Wasserzweckverband Straubing-Land vom 6. April 2020 (Amtsblatt der Re-

gierung von Niederbayern Nr. 8 vom 30. April 2020), zuletzt geändert durch 1. Änderungssatzung vom 

6. August 2021 (Amtsblatt der Regierung von Niederbayern Nr. 15 vom 24. September 2021) wird wie 

folgt geändert: 

§ 3 Nummer 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Gemeinde Oberschneiding: Das Gebiet der gesamten Gemeinde ohne den Gemeindeteil 

Neuhausen." 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Regie-

rung von Niederbayern in Kraft. 

Straubing, 25. September 2024 

WASSERZWECKVERBAND STRAUBING-LAND 

Alfons Neumeier 

Verbandsvorsitzender 
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